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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

eine weitere Woche geht zu Ende und die Pandemie 

bestimmt noch immer den Großteil der Tagesordnung im 

Deutschen Bundestag.  

In den kommenden Wochen wird ein Konjunkturpaket 

geschnürt, um die finanziellen Spielräume von Bürgerinnen 

und Bürgern sowie Unternehmen zu erweitern und mittels 

Investitionen Deutschland für die Zukunft aufzustellen. 

Bis dahin gilt es jedoch die aktuelle Situation zu 

stabilisieren. Aus diesem Grund hat der Bundestag in 

mehreren Gesetzespaketen eine Ausweitung der Test-

ungen, Unterstützungen für pflegende Angehörige, einen 

Pflegebonus für Beschäftigte in der Altenpflege sowie die 

Erhöhung des Kurzarbeitergeldes und die Verlängerung 

des Arbeitslosengeldes beschlossen. In meiner Rede legte 

ich meine Unterstützung für das Gesetz zum Pandemie-

schutz und –hilfen dar. 
 

Neben weiteren Einzelmaßnahmen zur Linderung von 

Folgen der Pandemie treiben wir ein sozialdemokratisches 

Herzensprojekt im Parlament voran: die Grundrente. Wer 

Jahrzehnte lang gearbeitet und Beiträge gezahlt, Kinder 

großgezogen und Angehörige gepflegt hat, darf am Ende 

nicht auf ergänzende Sozialleistungen angewiesen sein! 

Mit der Grundrente werden insbesondere die Leistungen 

von Frauen gewürdigt, da sie zumeist die unentgeltlichen 

familiären Aufgaben übernehmen und in Beschäftigungs-

verhältnissen mit niedrigeren Einkommen angestellt sind. 

Besonders in Coronazeiten erkennen wir die Relevanz 

dieser Berufe. 1,3 Mio. Bürgerinnen und Bürger werden 

hierdurch Zuschläge auf ihre Rente erhalten. Gegen 

Blockaden in der CDU halten wir an dem Beginn zum 1. 

Januar 2021 fest. 
 

Über Verlängerungen der Bundeswehrmissionen in Mali, 

dem Kosovo und im Libanon wurde ebenfalls beraten. 
 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes 

Wochenende. Bitte bleiben Sie gesund! 
 

Ihre   
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SOZIALES 

BUNDESTAG BERÄT 
GRUNDRENTE 
 

Der Gesetzentwurf zur Einführung der 

Grundrente hat das Parlament erreicht. 

Das ist eine gute Nachricht für alle, die 

viele Jahre hart gearbeitet, Kinder erzo-

gen und Angehörige gepflegt, aber we-

nig verdient haben. Mit der Grundrente 

sollen rund 1,3 Millionen Rentnerinnen 

und Rentner eine spürbar höhere Rente 

haben. 

Lebensleistung verdient Anerkennung. Es 

ist eine Frage der Gerechtigkeit, dass Ar-

beit sich lohnt − auch in der Rente. Wer 

jahrzehntelang in die Rentenversicherung 

eingezahlt hat, muss im Alter mehr haben 

als Grundsicherung. Deshalb hat die SPD-

Fraktion im Koalitionsvertrag die Einfüh-

rung der Grundrente durchgesetzt. 

Konkret bedeutet das: Viele Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer sowie Rentnerin-

nen und Rentner, die ein niedriges Ein-

kommen hatten und davon Beiträge zur 

gesetzlichen Rentenversicherung zu leis-

ten hatten, sollen einen Zuschlag auf ihre 

Rente erhalten. Davon profitieren vor al-

lem viele Frauen und verhältnismäßig viele 

Menschen in Ostdeutschland. 

Wer hat Anspruch auf Grundrente? 

Laut Gesetzentwurf der Bundesregierung 

soll die Grundrente erhalten, wer mindes-

tens 33 Jahre lang Pflichtbeiträge zur ge-

setzlichen Rentenversicherung gezahlt 

und im Schnitt ein Einkommen zwischen 

30 und 80 Prozent des Durchschnittsver-

dienstes aller Erwerbstätigen hatte. Be-

rücksichtigt werden Zeiten, in denen 

Pflichtbeiträge aufgrund einer sozialversi-

cherungspflichtigen Beschäftigung oder 

einer selbständigen Tätigkeit gezahlt wur-

den. Auch Zeiten der Kindererziehung und 

Pflege gehören dazu. Um die Grundrente 

in voller Höhe zu bekommen, müssen min-

destens 35 Jahre lang Pflichtbeiträge ge-

zahlt worden sein. 

Wie hoch ist die Grundrente? 

Die konkrete Höhe des Grundrentenzu-

schlags hängt von den individuellen Vo-

raussetzungen ab. Sie beruht laut Gesetz-

entwurf auf den sogenannten Entgeltpunk-

ten (EP), die während des Versicherungs-

lebens erworben wurden und aus denen 

sich der reguläre Rentenanspruch ergibt. 

Entsprechen diese Entgeltpunkte einem 

Einkommen zwischen 30 und 80 Prozent 

des Durchschnittsverdienstes, werden sie 

hochgewertet. Aus diesem Zuschlag an 

Entgeltpunkten ergibt sich die Höhe der 

Grundrente, die zusätzlich zum regulären 

Rentenanspruch ausgezahlt wird. Dabei 

wird sichergestellt, dass die Gesamtrente 

aus den eigenen Beiträgen und dem Zu-

schlag an Entgeltpunkten umso höher aus-

fällt, je höher die eigene Beitragsleistung 

ist. So findet sich das Äquivalenzprinzip 

auch bei der Grundrente wieder. 

Was bedeutet das im Detail? 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die ge-

setzliche Rente um einen Grundrentenzu-

schlag erhöht wird, wenn die Versicherten 

mindestens 33 Jahre „Grundrentenzeiten“ 

vorweisen können – das sind Pflichtbei-

tragszeiten vor allem aus Beschäftigung, 

Kindererziehung und Pflegetätigkeit, aber 

auch Zeiten einer Pflichtversicherung von 

Selbständigen. Grundlage für die Berech-

nung des Zuschlags sind die Entgelt-

punkte, die aufgrund der Beiträge während 

des gesamten Versicherungslebens aus 

den „Grundrentenbewertungszeiten“ er-

worben wurden.  

Zu den „Grundrentenbewertungszeiten“ 

zählen nach den Plänen nur diejenigen 

Grundrentenzeiten, die mindestens einen 

Wert von 0,025 EP/Monat (0,3 EP/Jahr) 

aufweisen. Liegt der Durchschnittswert der 

in der Rentenversicherung versicherten 
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Verdienste aus allen „Grundrentenbewer-

tungszeiten“ unter 80 Prozent des Durch-

schnittsverdienstes (entspricht jährlich 0,8 

EP), wird für höchstens 35 Jahre ein Zu-

schlag zur Rente ermittelt. Die Rente wird 

bei Vorliegen von mindestens 35 Jahren 

„Grundrentenzeiten“ auf das Zweifache 

des EP-Durchschnittswertes hochgewer-

tet, maximal jedoch auf 0,8 EP, und so-

dann wird der so ermittelte Wert mit dem 

Faktor 0,875 multipliziert. Ab dem ermittel-

ten Durchschnittswert von 0,8 EP besteht 

kein Anspruch auf einen Zuschlag. 

Im Übergangsbereich zwischen 33 und 35 

Jahren soll ein aufwachsender Grundren-

ten-Zuschlag gewährt werden: Bei 33 Jah-

ren wird der EP-Durchschnittswert auf bis 

zu 0,4 EP hochgewertet. Mit jedem weite-

ren Monat an Grundrentenzeiten erhöht 

sich der maximale Aufstockungsbetrag 

kontinuierlich, bis er bei 35 Jahren 0,8 EP 

erreicht. 

Ein Beispiel: Eine Leipziger Bauingenieu-

rin hat bis zum Mauerfall gut verdient, 

wurde jedoch arbeitslos, als ihre Firma in-

solvent ging. Nach ein paar Jahren fand 

sie wieder Arbeit in unterschiedlichen Be-

reichen – allerdings unterhalb ihrer Qualifi-

kation. Ihre Altersrente beläuft sich nach 

39 Beitragsjahren somit nur auf 746 Euro 

(brutto). Trotz der Arbeitslosigkeit erfüllt 

sie die Voraussetzungen von mind. 33 

Jahren an „Grundrentenzeiten“, sodass sie 

mit der Grundrente auf eine Monatsrente 

von 941 Euro kommen würde. 

Lebensleistung statt Bedürftigkeit 

Die Grundrente ist keine Sozialhilfeleis-

tung. Im Gegenteil: Sie wird durch eigene 

Arbeitsleistung erworben. Wer die nötigen 

Zeiten erworben hat und die Vorausset-

zungen für einen Grundrentenanspruch er-

füllt, bekommt sie – genauso wie die Rente 

– von der Deutschen Rentenversicherung 

ausgezahlt.  

 

Die SPD-Fraktion hat deshalb Wert da-

raufgelegt, dass der Gesetzentwurf keine 

Bedürftigkeitsprüfung vorsieht. Niemand 

soll sein Haus verkaufen oder sein Spar-

buch offenlegen legen müssen. Die 

Grundrente soll ohne Antrag automatisch 

ausgezahlt werden. 

Um die Grundrente so zielgenau wie mög-

lich auszugestalten, ist lediglich vorgese-

hen, dass zusätzliches Einkommen (zum 

Beispiel eine Pension, Erträge betriebli-

cher oder privater Vorsorge oder Mietein-

nahmen) oberhalb eines Freibetrages auf 

die Grundrente angerechnet werden. Der 

Freibetrag liegt bei 1.250 Euro bei Allein-

stehenden und bei 1.950 Euro bei Paaren. 

Berücksichtigt werden dabei auch der 

steuerfrei gestellte Anteil der Rente und 

der Versorgungsfreibetrag. Der überstei-

gende Betrag wird dann zu 60 Prozent auf 

den Grundrentenzuschlag angerechnet. 

Erst ab einem Einkommen von 1.600 Euro 

(Alleinstehende) bzw. 2.300 Euro (Paare) 

wird zusätzlich das über diesen Betrag hin-

ausgehende Einkommen vollständig auf 

die Grundrente angerechnet. Dies soll ein-

fach und bürgerfreundlich über einen auto-

matisierten Datenabgleich mit dem Fi-

nanzamt erfolgen. 

Freibeträge sollen auch bei der Grundsi-

cherung im Alter und bei Erwerbsunfähig-

keit sowie beim Wohngeld eingeführt wer-

den. 

Mit der Einführung der Grundrente treiben 

die Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten eine große Sozialreform voran, die 

auch dazu beitragen soll, das Vertrauen in 

das gesetzliche Rentensystem wieder zu 

stärken. Die SPD-Bundestagsfraktion wird 

auf eine zügige Beratung des Gesetzes-

vorhabens im Deutschen Bundestag drän-

gen, damit die Grundrente wie geplant 

zum 1. Januar 2021 in Kraft treten kann. 
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CORONA-PANDEMIE 

KURZARBEITERGELD 
WIRD ERHÖHT 
 

Höheres Kurzarbeitergeld, längeres Ar-

beitslosengeld, Unterstützung für Fami-

lien mit kleinem Budget: Der Bundestag 

hat das „Sozialschutz-Paket II“ be-

schlossen. Das Gesetz sieht wichtige 

Hilfen vor, um soziale Auswirkungen 

der Corona-Pandemie zu begrenzen. 

Das Kurzarbeitergeld ist ein sehr wir-

kungsvolles Instrument, um Arbeitsplätze 

zu sichern und Brücken über die Zeit der 

Krise zu bauen. Für die Beschäftigten be-

deutet das, dass sie ihren Job behalten. Es 

bedeutet aber bislang auch, dass sie auf 

bis zu 40 Prozent ihres Lohns verzichten. 

Über mehrere Monate hinweg mit erhebli-

chen Lohneinbußen zurechtzukommen, ist 

für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer aber nur schwer möglich. 

Darum haben die Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten in der Koalition 

durchgesetzt, dass das Kurzarbeitergeld 

erhöht wird, wenn Beschäftigte aufgrund 

der Corona-Krise weniger als 50 Prozent 

arbeiten. Demnach wird das Kurzarbeiter-

geld ab dem vierten Monat von 60 auf 70 

Prozent (bzw. von 67 auf 77 Prozent für 

Haushalte mit Kindern) und ab dem sieb-

ten Monat auf 80 Prozent (bzw. 87 Pro-

zent) erhöht. 

Außerdem werden die Möglichkeiten er-

weitert, sich etwas hinzuzuverdienen: Bis-

lang wurden nur Hinzuverdienste aus sys-

temrelevanten Tätigkeiten nicht auf das 

Kurzarbeitergeld angerechnet. Jetzt blei-

ben Hinzuverdienste aus allen Tätigkeiten 

anrechnungsfrei, wenn sie zusammen mit 

dem Kurzarbeitergeld die Höhe des bishe-

rigen Monatseinkommens nicht über-

schreiten. Die Neuregelungen zur Kurzar-

beit gelten bis zum 31. Dezember 2020. 

 

Das Gesetz sieht außerdem vor, soziale 

Härten für Arbeitslose abzufedern. Wer 

seine Arbeit verloren hat, hat es derzeit be-

sonders schwer: Vermittlung und Weiter-

bildung sind eingeschränkt, die Chancen 

gerade jetzt eine Stelle zu finden gering. 

Deshalb wird das Arbeitslosengeld I für 

diejenigen um drei Monate verlängert, de-

ren Anspruch zwischen dem 1. Mai und 

dem 31. Dezember 2020 enden würde. 

Familien, die zusätzlich zu wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten von Kita- und Schulschlie-

ßungen betroffen sind, leiden besonders 

unter den Folgen der Pandemie. Gerade 

Eltern mit kleinem Budget werden deshalb 

besonders unterstützt. Für Kinder aus be-

dürftigen Familien wird das kostenlose 

warme Mittagessen gesichert, das sie nor-

malerweise in der Schule oder der Kita er-

halten. Damit sie in der aktuellen Situation 

auch zu Hause nicht darauf verzichten 

müssen, können die Kommunen die Mittel 

aus dem Bildungs- und Teilhabepaket so 

flexibel einsetzen, dass das kostenlose 

Essen den Kindern nach Hause oder zur 

Abholung an die Schule geliefert wird. 

Auch die Lieferkosten werden übernom-

men. 

Soziale Dienste und Einrichtungen enga-

gieren sich besonders, um in der Corona-

Krise Hilfe zu leisten. Indem nun auch 

Frühförderstellen in das Sozialdienstleis-

ter-Einsatzgesetz aufgenommen werden, 

wird deren wichtige Arbeit zur Förderung 

von Kindern mit Behinderungen oder Ent-

wicklungsauffälligkeiten gesichert. 

Die Funktionsfähigkeit von Arbeits- und 

Sozialgerichtsbarkeit muss gewährleistet 

bleiben: Seine Rechte einklagen zu kön-

nen, ist auch während der Corona-Krise 

wichtig und kann nicht auf Eis gelegt wer-

den. Dem trägt das Sozialschutzpaket II 

Rechnung. 
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Schließlich wird mit dem Gesetz sicherge-

stellt, dass Waisenrenten auch dann (wei-

ter-)gezahlt werden, wenn Ausbildungen 

und Freiwilligendienste durch die Corona-

Pandemie später als üblich beginnen. 

 

PFLEGE-BONUS IN DER 
ALTENPFLEGE 
 

Angesichts der Corona-Pandemie hat 

der Bundestag weitere Maßnahmen be-

schlossen, um die Gesundheit der Be-

völkerung zu schützen und die Auswir-

kungen auf das Gesundheitswesen zu 

bewältigen. Beschäftigte in der Alten-

pflege erhalten eine Sonderzahlung. 

Das Zweite Gesetz zum Schutz der Bevöl-

kerung bei einer epidemischen Lage von 

nationaler Tragweite, das der Bundestag 

jetzt beschlossen hat, sieht eine ganze 

Reihe von Regelungen vor. Mit ihnen sol-

len der Infektionsschutz gestärkt und ne-

gative Auswirkungen auf Patientinnen und 

Patienten, Krankenhäuser, Pflegekräfte 

sowie auf Studierende und Auszubildende 

in Gesundheitsberufen aufgefangen oder 

abgeschwächt werden. 

Vorgesehen ist unter anderem, dass die 

gesetzliche Krankenversicherung (GKV) 

Tests auf eine Infektion oder Immunität für 

ihre Versicherten vergüten muss. So wird 

sichergestellt, dass die Kassen die Tests 

auch dann bezahlen, wenn keine Corona-

Symptome vorhanden sind. Auch die Ge-

sundheitsämter werden grundsätzlich in 

die Lage versetzt, Corona-Tests durchzu-

führen. 

Zudem wird der öffentliche Gesundheits-

dienst gestärkt. Hier wird durch Maßnah-

men des Bundes vor allem die Digitalisie-

rung vorangetrieben. Beim Robert-Koch-

Institut wird dauerhaft eine Kontaktstelle 

für den öffentlichen Gesundheitsdienst 

eingerichtet. 

Unterstützung für pflegende Angehö-

rige 

Drei von vier Pflegebedürftigen in 

Deutschland werden zu Hause versorgt. 

Ihre Angehörigen leisten Herausragendes 

für die Pflegebedürftigen und unsere Ge-

sellschaft insgesamt. Von den Auswirkun-

gen der aktuellen Corona-Pandemie sind 

sie besonders betroffen. Um pflegende 

Angehörige in dieser Zeit zu unterstützen, 

haben die Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten wichtige Verbesserungen 

bereits bestehender Instrumente erreicht. 

So kann Pflegeunterstützungsgeld für bis 

zu zwanzig Arbeitstage pro Pflegebedürfti-

gen in Anspruch genommen werden. Für 

die Ankündigung von Pflegezeit und Fami-

lienpflegezeit wird eine einheitliche Ankün-

digungsfrist von zehn Arbeitstagen gelten. 

Wird oder wurde eine Freistellung in der 

Vergangenheit für einen kürzeren Zeit-

raum in Anspruch genommen, kann der 

verbleibende Zeitraum auch zu einem spä-

teren Zeitpunkt genommen werden. Bei 

der Familienpflegezeit wird außerdem ein 

vorübergehendes Unterschreiten der wö-

chentlichen Mindestarbeitszeit von 15 Wo-

chenstunden ermöglicht. 

Bei Pflegebedürftigen des Pflegegrades 1 

kann der Entlastungsbetrag von 125 Euro 

monatlich flexibler eingesetzt werden. 

Sonderleistung für die Altenpflege 

Das Gesetz enthält darüber hinaus eine 

Regelung zur Zahlung und Refinanzierung 

einer einmaligen Sonderleistung (Pflege-

Bonus) in der Altenpflege. Zugelassene 

Pflegeeinrichtungen werden demnach zur 

Zahlung von gestaffelten Sonderleistun-

gen von bis zu 1.000 Euro an ihre Beschäf-

tigten verpflichtet. Die Prämien können 

durch die Länder und Arbeitgeber weiter 

aufgestockt werden. Die Aufwendungen 

werden den Pflegeeinrichtungen zunächst 

durch die soziale Pflegeversicherung er-

stattet und im Voraus gezahlt; die gesetz-

liche Krankenversicherung beteiligt sich 
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anteilig an den Kosten im ambulanten Be-

reich. Die Länder und die Arbeitgeber in 

der Pflege können den Pflege-Bonus er-

gänzend bis zur Höhe der steuer- und so-

zialversicherungsabgabenfreien Summe 

von 1.500 Euro aufstocken. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 2020 wer-

den das Bundesgesundheitsministerium 

und das Bundesfinanzministerium mitei-

nander festlegen, in welchem Umfang die 

Gesetzliche Kranken- und Pflegeversiche-

rung Zuschüsse des Bundes zur Stabilisie-

rung der jeweiligen Beitragssätze erhalten. 

Dies wird auch die Frage der Refinanzie-

rung dieser einmaligen Prämie umfassen. 

Um sicherzustellen, dass auch in Zeiten 

von Corona die Ausbildung in den Ge-

sundheitsberufen erfolgreich durchgeführt 

werden kann, werden Rechtsgrundlagen 

für mögliche Flexibilisierungen in den Aus-

bildungen geschaffen. Das gilt unter ande-

rem für das Studium der Medizin und die 

Ausbildung in Pflegeberufen. 

 

VERANSTALTER 
STÜTZEN, 
VERBRAUCHER 
SCHÜTZEN 
 

Aufgrund der Corona-Pandemie müs-

sen derzeit viele Konzerte und Veran-

staltungen abgesagt werden. 

Schwimmbäder, Vergnügungsparks 

und andere Freizeiteinrichtungen blei-

ben geschlossen. Um Verbraucherin-

nen und Verbraucher zu schützen und 

zugleich eine Insolvenzwelle bei Veran-

staltern und Betreibern von Freizeitein-

richtungen zu verhindern, wird das Ver-

anstaltungsvertragsrecht geändert. 

Die Corona-Pandemie stellt Freizeitein-

richtungen und die Veranstaltungsbranche 

vor große Herausforderungen. Viele be-

reits gekaufte Eintrittskarten für Konzerte, 

Festivals, Lesungen oder Sportwett-

kämpfe können aufgrund der notwendig 

gewordenen Absagen nicht eingelöst wer-

den. Sportstudios oder Schwimmbäder 

können nicht besucht werden. 

Wer bereits Eintrittskarten oder Saison- 

und Jahrestickets gekauft hat, soll das da-

für investierte Geld nicht verlieren. Gleich-

zeitig soll den Veranstaltern und Betrei-

bern nicht der Boden unter den Füßen ent-

zogen werden. Denn die unmittelbare Zu-

rückerstattung von bezahlten Eintrittsgel-

dern, die das geltende Recht für den Nor-

malfall vorsieht, wäre in der derzeitigen 

Sondersituation mit erheblichen Liquidi-

tätseinbußen für Veranstalter und Betrei-

ber verbunden. Sie hatten aber meist be-

reits erhebliche Kosten für Planung, Wer-

bung und Organisation. Oft sind sie mit 

Gagen für Künstlerinnen und Künstler oder 

mit Ausgaben für Veranstaltungstechnik in 

Vorleistung gegangen, haben aber infolge 

der Krise kaum neue Einnahmen. Müssten 

sie nun kurzfristig die Eintrittspreise für 

sämtliche abgesagten Veranstaltungen er-

statten, wären viele von ihnen in ihrer Exis-

tenz bedroht. Eine Insolvenzwelle wäre 

nicht nur schädlich für die Gesamtwirt-

schaft und das kulturelle Angebot. Sie 

würde voraussichtlich auch dazu führen, 

dass viele Verbraucherinnen und Verbrau-

cher keine Rückerstattung erhalten wür-

den. Diese Folgen sollen verhindert wer-

den.  

Einen entsprechenden Gesetzentwurf der 

Koalitionsfraktionen hat der Bundestag 

jetzt beschlossen. Wenn eine Veranstal-

tung aufgrund der Corona-Pandemie nicht 

stattfinden konnte oder kann, ist der Ver-

anstalter demnach berechtigt, der Inhabe-

rin oder dem Inhaber einer Eintrittskarte 

statt der Erstattung des Eintrittspreises ei-

nen Gutschein in Höhe des Eintrittspreises 

auszustellen. Dieser Wertgutschein kann 

dann entweder für die Nachholveranstal-

tung oder alternativ für eine andere Veran-
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staltung des Veranstalters eingelöst wer-

den. Analoge Regelungen gelten für Frei-

zeiteinrichtungen. 

Die Inhaberin oder der Inhaber eines sol-

chen Gutscheins kann jedoch die Auszah-

lung des Gutscheinwertes verlangen, 

wenn die Annahme eines Gutscheins für 

sie oder ihn aufgrund der persönlichen Le-

bensverhältnisse unzumutbar ist oder 

wenn der Gutschein nicht bis zum 31. De-

zember 2021 eingelöst wird. In letzterem 

Fall entspricht der Gutschein einer bloßen 

Stundung des Erstattungsanspruchs. 

Durch die Regelungen soll in der derzeiti-

gen Ausnahmesituation ein fairer Interes-

senausgleich erreicht werden zwischen 

der Kultur- und Kreativwirtschaft sowie den 

Verbraucherinnen und Verbrauchern. 

 

BUNDESTAG BERÄT 
STEUERHILFE-GESETZ 
 

Die Aufstockung des Kurzarbeitergel-

des durch Arbeitgeber soll bis zu einer 

bestimmten Höhe steuerfrei gestellt 

werden. Gastronomiebetrieben wird 

durch eine Senkung der Mehrwert-

steuer auf Speisen geholfen. Das sieht 

der Entwurf eines Corona-Steuerhilfe-

gesetzes vor. 

Bund und Länder haben in den letzten Wo-

chen bereits steuerliche Erleichterungen in 

Milliardenhöhe umgesetzt, um Unterneh-

men und Beschäftigte bei der Bewältigung 

der Corona-Pandemie zu unterstützen. Mit 

dem geplanten Corona-Steuerhilfegesetz, 

das die Koalitionsfraktionen in den Bun-

destag eingebracht haben, sollen weitere 

steuerliche Maßnahmen umgesetzt wer-

den. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Mehr-

wertsteuer für Speisen in der Gastronomie 

ab dem 1. Juli 2020 befristet bis zum 30. 

Juni 2021 auf den ermäßigten Steuersatz 

von 7 Prozent abzusenken. Gastronomie-

betriebe, die derzeit von hohen Umsatz-

einbußen betroffen sind, sollen so nach 

der schrittweisen Öffnung einen Teil ihrer 

Einbußen ausgleichen können. Die Maß-

nahme soll befristet werden, weil sie als 

Anschub für die Zeit nach der Krise ge-

dacht ist. 

Des Weiteren soll die Aufstockung des 

Kurzarbeitergeldes durch Arbeitgeber bis 

zu einer bestimmten Höhe steuerfrei ge-

stellt werden. Beschäftigte bekommen von 

der Bundesagentur für Arbeit 60 Prozent 

des letzten Nettogehalts (bzw. 67 Prozent 

für Haushalte mit Kindern). Künftig erhöht 

sich das Kurzarbeitergeld bei längerem 

Bezug auf bis zu 80 (bzw. 87) Prozent. 

Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbei-

tergeld ihrer Beschäftigten auf, manche 

auf Grundlage eines Tarifvertrags, andere 

freiwillig. Diese Praxis soll dadurch unter-

stützt werden, dass Aufstockungen bis zu 

einer Höhe von 80 Prozent des Gehalts 

steuerfrei bleiben und nicht mehr wie bis-

her als steuerpflichtiger Arbeitslohn gelten. 

Schon jetzt müssen auf eine Aufstockung 

bis auf 80 Prozent keine Sozialabgaben 

gezahlt werden. Die Maßnahme soll bis 

zum 31. Dezember 2020 befristet werden. 

Außerdem wird die Übergangsregelung für 

die Umsetzung der neu geregelten Um-

satzbesteuerung von juristischen Perso-

nen des öffentlichen Rechts um zwei Jahre 

bis Ende 2022 verlängert. Damit soll Kom-

munen ausreichend Zeit für die Umset-

zung der neuen Vorschriften gegeben wer-

den. 
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EUROPÄISCHE 
SOLIDARITÄT IN DER 
CORONA-KRISE 

 

Euro-Länder, die wegen der Corona-

Pandemie in Zahlungsschwierigkeiten 

geraten, sollen Kredite zur Finanzie-

rung von gesundheitspolitischen Maß-

nahmen aus dem Europäischen Stabili-

tätsmechanismus (ESM) erhalten kön-

nen. Einer entsprechenden Vereinba-

rung der Euro-Finanzminister hat der 

Bundestag jetzt zugestimmt. 

Die Finanzminister der Eurozone haben 

am 9. April 2020 Finanzhilfen im Umfang 

von über 500 Milliarden Euro beschlossen, 

um Mitgliedstaaten zu unterstützen, die 

wirtschaftlich besonders von der Corona-

Pandemie betroffen sind. Die Finanzhilfen 

umfassen drei Bausteine: Mit einem neuen 

Garantiefonds der Europäischen Investiti-

onsbank soll kleinen und mittleren Unter-

nehmen geholfen werden. Das neue EU-

Instrument SURE dient der finanziellen 

Unterstützung von Kurzarbeit. Darüber 

hinaus soll eine vorsorgliche Kreditlinie 

(ECCL) aus dem bereits bestehenden Eu-

ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 

zur Stärkung von Gesundheitssystemen 

ausgegeben werden. 

Mit der ESM-Kreditlinie sollen Euro-Staa-

ten, die wegen Corona unverschuldet in 

Zahlungsschwierigkeiten geraten sind, 

Kredite bis zu zwei Prozent ihres Bruttoin-

landsproduktes für gesundheitspolitische 

Maßnahmen zur Verfügung gestellt wer-

den. So könnte beispielsweise Italien bis 

zu 36 Milliarden Euro als Kredit erhalten. 

Diese Kredite sollen nicht wie die Hilfen in 

der Finanzkrise vor zehn Jahren konditio-

niert werden. Sie dürfen zur Finanzierung 

von direkten und indirekten Folgen für das 

Gesundheitssystem verwendet werden. 

Auf Antrag des Bundesfinanzministeriums 

hat der Deutsche Bundestag der Bereit-

stellung dieser ESM-Kreditlinie nun grund-

sätzlich zugestimmt. Wenn ESM-

Mitgliedstaaten im nächsten Schritt Kredite 

konkret beantragen, muss der Deutsche 

Bundestag erneut an der Entscheidung 

beteiligt werden. 

Das Instrument ist ein wichtiger Beitrag für 

eine gemeinsame und solidarische euro-

päische Antwort auf die Corona-Pande-

mie. Als nächster Schritt muss nun zügig 

ein starkes und solidarisches europäi-

sches Wiederaufbauprogramm hinzukom-

men, das über Kredite hinaus auch echte 

Investitionszuschüsse für den Wiederauf-

bau in Europa mobilisiert. 

 

RECHT 

WER BESTELLT, ZAHLT 
MINDESTENS DIE HÄLFTE 
 

Wer eine Wohnung oder ein Einfamili-

enhaus kauft, muss künftig maximal die 

Hälfte der Maklerprovision bezahlen. 

Eine entsprechende Gesetzesinitiative 

von Bundesjustizministerin Christine 

Lambrecht hat der Bundestag jetzt ver-

abschiedet. Ziel ist es, Kaufnebenkos-

ten zu senken und so den Erwerb von 

Wohneigentum zu erleichtern. 

Viele Menschen haben heute erhebliche 

Schwierigkeiten, für sich und ihre Familien 

ausreichenden und bezahlbaren Wohn-

raum zu finden. Die Bildung von Wohnei-

gentum wird auch durch hohe Erwerbsne-

benkosten erschwert, die zumeist aus Ei-

genkapital geleistet werden müssen.  

Auf den Kostenfaktor der Maklerprovision 

haben Kaufinteressenten dabei häufig kei-

nerlei Einfluss. Obwohl die Initiative zur 

Einschaltung eines Maklers häufig nur 

vom Verkäufer einer Immobilie ausgeht, 

hat der Käufer zumeist keine ernsthafte 
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Möglichkeit, sich gegen eine Übernahme 

der anteiligen oder sogar der vollständigen 

Maklerprovision zu wehren.  

In dieser Situation werden Käuferinnen 

und Käufer einer Wohnung oder eines Ein-

familienhauses zukünftig besser ge-

schützt. Durch die Neuregelung können 

Käuferinnen und Käufer nicht mehr ver-

pflichtet werden, mehr als die Hälfte der 

Maklerprovision zu übernehmen. Eine Ver-

einbarung zur Abwälzung der Maklerprovi-

sion ist daher zukünftig nur wirksam, wenn 

die Partei, die den Makler beauftragt hat, 

zur Zahlung der Provision mindestens in 

gleicher Höhe verpflichtet bleibt. Die an-

dere Partei muss ihren Anteil erst dann 

zahlen, wenn der Auftraggeber seiner Zah-

lungspflicht nachgekommen ist. 

Sofern der Makler von beiden Parteien ei-

nen Auftrag erhält und deshalb sowohl die 

Interessen des Verkäufers als auch des 

Käufers wahrnimmt, kann er mit beiden 

Parteien eine Provision nur in gleicher 

Höhe vereinbaren (zum Beispiel jeweils 

3,57 Prozent). Beide Parteien tragen dann 

im Ergebnis jeweils die Hälfte der gesam-

ten Provision. Vereinbarungen über unter-

schiedliche Provisionshöhen können da-

gegen nicht wirksam geschlossen werden. 

Zudem wird ein Textformerfordernis für 

Maklerverträge über die Vermittlung von 

Kaufverträgen über Wohnungen und Ein-

familienhäuser eingeführt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ENERGIE 

AUSBAU DER 
ERNEUERBAREN 
ENERGIEN BRAUCHT 
NEUEN SCHUB 
 

Der Bundestag hat Änderungen am Er-

neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) be-

schlossen, damit die Verfahren zum 

Ausbau der erneuerbaren Energien 

auch in Zeiten der Corona-Pandemie 

durchgeführt werden können. Für die 

SPD-Fraktion ist klar, dass die verabre-

dete große EEG-Novelle zeitnah folgen 

muss. Dazu gehört auch, die Begren-

zung bei der Förderung von Solaranla-

gen endlich aufzuheben. 

Mit den jetzt beschlossenen Änderungen 

am EEG werden einige kleinere Anpas-

sungen vorgenommen. Beispielsweise 

kann sich derzeit aufgrund von pandemie-

bedingten Lieferengpässen die Fertigstel-

lung von Erneuerbare-Energien-Anlagen 

verzögern. Damit die Betreiber der Anla-

gen dadurch keine Strafzahlungen oder 

den Verlust der Förderung befürchten 

müssen, erhalten sie sechs Monate mehr 

Zeit. Auch für Nachweise im Rahmen der 

sogenannten Besonderen Ausgleichsre-

gelung werden Fristen verlängert. 

Solardeckel muss abgeschafft werden 

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: 

Um den Anteil der Erneuerbaren Energien 

am Stromverbrauch wie im Koalitionsver-

trag und im Klimaschutzprogramm verein-

bart bis 2020 auf 65 Prozent zu steigern, 

muss zeitnah eine große EEG-Novelle ver-

abschiedet werden. Es geht um die Anhe-

bung der Ausbaupfade für Erneuerbare 

Energien, Änderungen bei den Regelun-

gen für Mieterstrom, eine finanzielle Betei-

ligung der Standortkommunen, einen Re-

gionalisierungsbonus oder auch um den 

Abbau von Genehmigungshemmnissen 
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und die Beschleunigung von Planungspro-

zessen bei der Windkraft. Darüber hinaus 

ist zu gewährleisten, dass bei einer bun-

desweiten 1000-Meter-Abstandsregelung 

zwischen Windkraftanlagen und Wohnge-

bäuden das 65-Prozent-Ziel erreicht wer-

den kann. 

Außerdem ist es den Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten wichtig, dass der 

Ausbau von Solaranlagen nicht mehr län-

ger künstlich begrenzt wird. Um einen dro-

henden Förderstopp bei Solaranlagen ab-

zuwenden, setzt sich die SPD-Fraktion für 

eine zügige und bedingungslose Abschaf-

fung des sogenannten Solardeckels ein. 

Obwohl das EEG die Bundesregierung 

dazu verpflichtet, rechtzeitig vor Erreichen 

des Deckels eine Anschlussregelung vor-

zulegen, bleibt das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie einen entsprechen-

den Gesetzesvorschlag bislang schuldig. 

Die SPD-Fraktion drängt daher gegenüber 

dem Koalitionspartner, die laufenden Ge-

spräche nun alsbald abzuschließen und 

die nötigen Gesetzesänderungen im Par-

lament zu beschließen. 

 

VERKERHR 

MEHR RADWEGE 
SCHAFFEN 
 

Auf Brücken an Bundesstraßen und Au-

tobahnen soll es künftig mehr Radwege 

geben. Das ist das Ziel einer Änderung 

des Bundesfernstraßengesetzes, das 

der Bundestag beschlossen hat. 

Immer mehr Menschen verzichten auf das 

Auto und steigen auf das Fahrrad um. Das 

trägt auch zur Luftreinhaltung bei und sorgt 

für weniger Treibhausgas-Emissionen. 

Darum hat der Bund bereits heute rund 

14.500 Kilometer Bundesstraßen mit Rad-

wegen ausgestattet. Um das Radwege-

netz deutschlandweit noch besser zu ver-

knüpfen, sollen künftig Brücken an Bunde-

sautobahnen und Bundesstraßen mit Rad-

wegen ausgestattet werden. Mit der be-

schlossenen Änderung des Bundesfern-

straßengesetzes wird dafür die Grundlage 

geschaffen. So soll Radfahren attraktiver 

werden. 

Im Zuge der parlamentarischen Beratun-

gen sind noch weitere Maßnahmen aufge-

nommen worden, die für mehr Klimaschutz 

sorgen: 

 Um die Klimaschutzziele im Verkehrsbe-
reich zu erreichen, ist es außerdem wich-
tig, die Anzahl der emissionsfreien Elektro-
fahrzeuge deutlich zu erhöhen. Darum 
wurde mit dem Umweltbonus ein Anreiz 
zum Kauf eines Elektroautos eingeführt. 
Die Auszahlung der Kaufprämie unterliegt 
Förderkriterien, die überprüft werden müs-
sen. Die dafür notwendigen Daten können 
entweder extra erhoben oder vom Zentra-
len Fahrzeugregister übernommen wer-
den. Das Gesetz schafft nun die Rechts-
grundlage, diese Daten auch für die Elekt-
roautoförderung zu nutzen. 

 Ein weiterer Baustein für mehr klima-
freundliche Mobilität auf der Straße ist die 
Nutzung von Erdgas-Lastkraftfahrzeugen. 
Diese sind bis zum 31. Dezember 2020 
komplett von Mautzahlungen befreit. Um 
die Anschaffung dieser Fahrzeuge weiter 
zu fördern, wird die Mautbefreiung nun bis 
Ende 2023 verlängert. Außerdem wird 
klargestellt, dass nur solche Fahrzeuge 
von der Befreiung profitieren, die „überwie-
gend“ mit Erdgas betrieben werden. 
 

Darüber hinaus wird der notwendige Aus-

bau des Mobilfunknetzes entlang der Bun-

desfernstraßen erleichtert. Die zuständige 

Straßenbaubehörde muss künftig die Zu-

stimmung zur Errichtung eines Mobilfunk-

masten grundsätzlich erteilen. Darüber 

hinaus wird die Bundesregierung aufgefor-

dert, das gesamte Antragsverfahren in Ab-

stimmung mit allen Beteiligten für den 

schnellen Mobilfunkausbau bis spätestens 

Ende 2020 zu standardisieren. 
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AUSSENPOLITIK 

WESTAFRIKA 
STABILISIEREN 
 

Deutsche Soldatinnen und Soldaten be-

teiligen sich an zwei internationalen 

Missionen, mit denen sich die Vereinten 

Nationen und die Europäische Union 

für Sicherheit und Stabilität in Mali und 

der Sahel-Region engagieren. Beide 

Bundeswehreinsätze sollen nun um ein 

Jahr verlängert werden. 

Die Sicherheitslage in Mali und der Sahel-

Region ist besorgniserregend. Immer häu-

figer gibt es Meldungen von gewaltsamen 

Angriffen auf die Sicherheitskräfte der Sa-

hel-Staaten und internationale Missionen, 

aber auch in großem Umfang auf Zivilis-

ten. Verantwortlich hierfür sind Dschiha-

disten und lokale Milizen, die sich in weit-

gehend rechtsfreien Räumen der Sahel-

Region ausbreiten, lokale Spannungen 

schüren und sich diese zunutze machen. 

Neben Mali sind davon Burkina Faso und 

in zunehmendem Maße auch Niger betrof-

fen. Hier droht ein Korridor zu entstehen, 

in dem sich Terrorismus und organisierte 

Kriminalität ausbreiten und ganz Westaf-

rika destabilisieren könnten. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, dass 

es langfristige Stabilität im Sahel nur ge-

ben kann, wenn zivile und militärische 

Maßnahmen ineinandergreifen und wirt-

schaftliche wie soziale Perspektiven ge-

schaffen werden. Deutschland hat seinen 

Beitrag hierzu im Rahmen humanitärer 

Maßnahmen und der Entwicklungszusam-

menarbeit deshalb nochmals erhöht. Da-

neben beteiligt sich die Bundeswehr an 

zwei internationalen Missionen, mit denen 

sich die Vereinten Nationen sowie die Eu-

ropäische Union für Sicherheit und Stabili-

tät in der Region engagieren. Beide Bun-

deswehreinsätze sollen um ein Jahr ver-

längert werden. Über entsprechende An-

träge der Bundesregierung hat der Bun-

destag in erster Lesung beraten. 

Stabilisierungsmission MINUSMA 

Mit der Stabilisierungsmission MINUSMA 

verfolgen die Vereinten Nationen das Ziel, 

die Umsetzung des Friedensabkommens 

für Mali zu unterstützen. Gerade ange-

sichts der instabilen Sicherheitslage ist die 

Mission aus Sicht der Bundesregierung 

weiterhin dringend erforderlich, um bei der 

Wiederherstellung von Staatlichkeit und ei-

nes sicheren Umfeldes zu unterstützen, 

den Schutz der Zivilbevölkerung zu ge-

währleisten, die Rückkehr bewaffneter 

Kräfte zu verhindern, die politischen Pro-

zesse zur Befriedung des Landes zu be-

gleiten und weitere Maßnahmen der Stabi-

lisierung, Entwicklung und humanitären 

Hilfe zu stärken. 

Deutschland beteiligt sich seit 2013 mit ei-

nem Kontingent der Bundeswehr sowie mit 

Polizistinnen und Polizisten an der Mis-

sion. Das Mandat soll bis zum 31. Mai 

2021 verlängert werden. Die Personal-

obergrenze für deutsche Soldatinnen und 

Soldaten soll weiter bei 1100 liegen. 

Europäische Ausbildungs- und Bera-

tungsmission EUTM Mali 

Die Ausbildungs- und Beratungsmission 

der Europäischen Union verfolgt das Ziel, 

die malischen Streitkräfte – und künftig 

auch die gemeinsame Einsatztruppe der 

G5 Sahel-Staaten – in die Lage zu verset-

zen, selbst für die Sicherheit in der Region 

zu sorgen. Darum sollen sukzessive die 

Streitkräfte von Burkina Faso und Niger in 

die Beratung und Ausbildung aufgenom-

men werden. Mit dem neuen Mandat soll 

eine einsatznähere militärische Beratung 

gewährleistet werden. Ausbildung, Bera-

tung und Evaluierung können künftig an 

gesicherten Orten in ganz Mali stattfinden. 

Notwendig ist dies unter anderem wegen 

der zunehmenden grenzüberschreitenden 

terroristischen Aktivitäten. In Absprache 
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mit der malischen Regierung und den Part-

nern der EU plant die Bundesregierung au-

ßerdem, ein neues Ausbildungszentrum in 

Zentralmali aufzubauen und zu betreiben. 

Eine aktive Beteiligung an Kampfeinsätzen 

bleibt weiterhin ausgeschlossen. 

Die Personalobergrenze soll von 350 auf 

450 Soldatinnen und Soldaten erhöht wer-

den. So soll sichergestellt werden, dass 

die Bundeswehr die erweiterten Aufgaben 

ohne Einschränkungen erfüllen und die 

Vorbereitungen für die Übernahmen der 

Missionsführung im zweiten Halbjahr 2021 

durchführen kann. Das Mandat soll bis 

zum 31. Mai 2021 verlängert werden. 

 

FRIEDEN IM KOSOVO 
SICHERN 
 

Die Bundeswehr soll sich weiterhin an 

der internationalen Sicherheitspräsenz 

in der Republik Kosovo (KFOR) beteili-

gen. Über einen entsprechenden An-

trag der Bundesregierung hat der Bun-

destag nun in erster Lesung beraten. 

Deutsche Soldatinnen und Soldaten unter-

stützen seit 1999 die militärische Absiche-

rung der UN-Friedensregelung für das Ko-

sovo. Der Bundeswehreinsatz trägt auch 

zur Stabilisierung der Region und zum Auf-

bau von Sicherheitsstrukturen bei. Grund-

lagen sind eine Resolution des Sicher-

heitsrates der Vereinten Nationen und re-

gelmäßige Beschlüsse der Nato. 

Die Lage in der Republik Kosovo ist wei-

terhin überwiegend ruhig und stabil. Aller-

dings verbleibt nach wie vor ein Konflikt- 

und Eskalationspotenzial, insbesondere 

im Norden Kosovos. Auch für die Zukunft 

kann nicht ausgeschlossen werden, dass 

ein unerwarteter Zwischenfall oder politi-

sche Instabilitäten zu einer Anspannung 

der Lage führen könnten.  

 

Die Beteiligung deutscher Streitkräfte am 

KFOR-Einsatz wurde in den vergangenen 

Jahren entlang der NATO-Planungen 

schrittweise verringert auf derzeit bis zu 

400 Soldatinnen und Soldaten. Diese 

Obergrenze soll beibehalten werden. 

Gleichzeitig wird gewährleistet, dass die 

Bundeswehr bei einer unerwarteten Ver-

schlechterung der Sicherheitslage den-

noch schnell und flexibel reagieren könnte. 

Das Mandat zur Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an KFOR ist grund-

sätzlich nicht befristet. Eine konstitutive 

Befassung des Bundestages erfolgt alle 

zwölf Monate, wenn eine Fraktion dies 

wünscht. Seit über zehn Jahren ist es die 

SPD-Fraktion, die regelmäßig die konstitu-

tive Beschlussfassung verlangt – sowohl in 

Oppositions- als auch in Regierungszei-

ten. Das unterstreicht die große Bedeu-

tung, die die Sozialdemokratinnen und So-

zialdemokraten dem Bundestag bei der 

Frage von Bundeswehreinsätzen beimes-

sen. 

 

FRIEDENSMISSION IM 
NAHEN OSTEN 
FORTSETZEN 
 

Die Beteiligung deutscher Soldatinnen 

und Soldaten an der Friedensmission 

UNIFIL der Vereinten Nationen im Na-

hen Osten soll um ein Jahr verlängert 

werden. Über einen entsprechenden 

Antrag der Bundesregierung hat der 

Bundestag in erster Lesung beraten. 

Die UN-Mission UNIFIL im Nahen Osten 

leistet einen wichtigen Beitrag, um die Re-

gion sicherheitspolitisch zu stabilisieren 

und die Waffenruhe zwischen Israel und 

Libanon abzusichern. Deutschlands lang-

jähriges maritimes Engagement im Rah-

men von UNIFIL hatte bisher einen deut-

lich positiven Einfluss. Es umfasst auch die 

Ausbildung der libanesischen Marine zur 
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besseren seeseitigen Grenzsicherung. 

UNIFIL bietet ebenfalls eine Kommunikati-

onsplattform für direkte Kontakte zwischen 

Libanon und Israel, sodass mögliche Kon-

flikte bereits im Vorfeld verhindert werden 

können. 

Das Bundeswehrmandat soll ohne we-

sentliche Änderungen fortgesetzt werden. 

Der Antrag der Bundesregierung sieht vor, 

den Einsatz von bis zu 300 Soldatinnen 

und Soldaten bis zum 30. Juni 2021 zu ver-

längern. 

 

BUNDESWEHR 

EINRICHTUNG EINER 
JÜDISCHEN 
MILITÄRSEELSORGE 
 

In der Bundeswehr soll eine jüdische 

Militärseelsorge eingerichtet werden. 

Das sieht ein Gesetzentwurf der Bun-

desregierung vor. 

Derzeit wird in der Bundeswehr eine evan-

gelische und eine katholische Militärseel-

sorge gewährleistet. Den Soldaten und 

Soldatinnen steht aber keine spezifische 

jüdische Militärseelsorge zur Verfügung. 

Daher soll die Militärseelsorge um ein ent-

sprechendes Angebot erweitert werden. 

Mit dem Gesetz wird eine Forderung der 

SPD-Bundestagsfraktion aus dem Koaliti-

onsvertrag umgesetzt. 

 

Die Militärseelsorge setzt das Grundrecht 

der freien religiösen Betätigung der jüdi-

schen Soldaten und Soldatinnen und ihren 

Anspruch auf Seelsorge um. Dem liegt der 

Gedanke zugrunde, dass der Staat ver-

pflichtet ist, dafür Sorge zu tragen, dass 

die Ausübung des Grundrechts der Religi-

onsfreiheit auch innerhalb öffentlicher An-

stalten möglich ist. 

KULTUR 

SPD-FRAKTION FORDERT 
HILFEN FÜR KUNST, 
KULTUR UND MEDIEN 
 

Die SPD-Fraktion setzt sich für weitere 

Hilfen ein, um Künstlerinnen und 

Künstler, Kreative sowie Kultur- und 

Medienschaffende in der Corona-Krise 

zu unterstützen.  

„Aufgrund der enormen Bedeutung von 

Kunst und Kultur dürfen wir es nicht zulas-

sen, dass Strukturen möglicherweise un-

wiederbringlich verloren gehen und Künst-

lerinnen und Künstler, Kreative und Kultur-

schaffende ihre gerade auch für unser zu-

künftiges Zusammenleben so wichtige Tä-

tigkeit nach der Krise nicht fortsetzen kön-

nen“, heißt es in einem Positionspapier, 

das die SPD-Fraktion am Dienstag be-

schlossen hat. Darin plädieren die Sozial-

demokratinnen und Sozialdemokraten für 

nachhaltige Lösungen rund um die soziale 

Absicherung von Kultur- und Medienschaf-

fenden und für Soforthilfen für den kurzfris-

tigen Bedarf. Die Vorschläge ergänzen die 

Programme und Hilfen, die der Deutsche 

Bundestag und die Bundesländer bereits 

auf den Weg gebracht haben.  

Zu den Forderungen der SPD-Fraktion ge-

hört die soziale Unterstützung für Kultur-

schaffende mit befristeten Arbeitsverträ-

gen sowie für die freiberuflich Wirkenden. 

Denn freiberufliche Tätigkeit und kurze ab-

hängige Beschäftigung wechseln sich in 

Kunst und Kultur oft ab. Um das Fortbeste-

hen von Kultureinrichtungen zu sichern, 

plädiert die SPD-Fraktion unter anderem 

für eine Notfallhilfe für Musikclubs sowie 

eine Hilfe für kleine und mittlere Festivals. 

Kinos als Kulturorte und soziale Begeg-

nungsstätten sollen durch einen Fonds 

zum Erhalt der Kinoinfrastruktur gesichert 

und die Filmförderung stabilisiert werden. 

Außerdem macht sich die SPD-Fraktion 
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für das Fortbestehen von Volksfesten, Kir-

messen, Zirkussen und Märkten stark, 

denn sie gehören zum kulturellen Leben 

dazu. Auch die Auswärtige Kultur- und Bil-

dungspolitik soll gestärkt werden.  

„Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich 

dafür ein, dass die Kultur- und Medien-

schaffenden unbürokratisch und nachhal-

tig unterstützt werden“, sagt der kultur- und 

medienpolitische Sprecher Martin Raba-

nus. „Wir begrüßen es, dass unser Bun-

desfinanzminister Olaf Scholz angekün-

digt hat, ein Programm für Kulturschaf-

fende auf den Weg zu bringen.“ 

 

ENERGIE II 

SPD-FRAKTION WILL 
AMBITIONIERTE 
WASSERSTOFF-
STRATEGIE 
 

Bis spätestens 2050 soll Deutschland 

ein klimaneutrales Land sein. Bei der 

Umstellung auf klimaneutrale Energien 

kommt Wasserstoff in der Industrie, im 

Verkehr und im Gebäudebereich eine 

stark steigende Bedeutung zu. Die SPD-

Fraktion setzt sich daher für eine ambi-

tionierte Wasserstoffstrategie mit enga-

gierten Ausbauzielen ein.  

Mit ihren Eckpunkten für eine nachhaltige 

Wasserstoffstrategie setzen die Sozialde-

mokratinnen und Sozialdemokraten Maß-

stäbe für den Aufbau einer Wasserstoff-

wirtschaft, die dem Klima, der Wirtschaft 

und den Bürgerinnen und Bürgern dient. In 

Verbindung mit einem ambitionierten Aus-

bau der Erneuerbaren Energien soll die 

Wasserstoffwirtschaft einen Beitrag für die 

nachhaltige Transformation in allen Sekto-

ren leisten und zugleich starke Impulse für 

nationale Wertschöpfung geben. 

 

Schon bis 2030 wird Wasserstoff eine ent-

scheidende Rolle im deutschen und euro-

päischen Energie- und Wirtschaftssystem 

einnehmen. Daraus ergibt sich nicht nur 

erhebliches Potenzial für effektiven Klima-

schutz, sondern auch für die Bewältigung 

der wirtschaftlichen Folgen der Corona-

Krise und zur Stärkung der Konjunktur. 

Um diese Entwicklung schnell voranzutrei-

ben, soll bis 2030 der Aufbau von Elektro-

lyseleistung im Umfang von mindestens 

zehn Gigawatt für die nationale Produktion 

von erneuerbarem Wasserstoff gefördert 

werden. Dazu kommt der Import von Was-

serstoff. Damit können etwa Brennstoffzel-

lenfahrzeuge auf Straße und Schiene, 

Brennstoffzellenheizungen im Gebäu-

debereich oder Industrieprozesse, wie bei-

spielsweise die Stahlproduktion mit Erneu-

erbarer Energie versorgt werden. Darüber 

hinaus können aus dem Wasserstoff her-

gestellte synthetische Brenn- und Kraft-

stoffe auch im Bestand von Fahrzeugen, 

Flugzeugen und Heizsystemen eingesetzt 

werden, die bisher fossil betrieben werden. 

Um den zusätzlichen Strombedarf für die 

Wasserstoffproduktion zu decken, muss 

der Ausbau der Erneuerbaren Energien 

deutlich forciert, kontinuierlich überprüft 

und entsprechend angepasst werden. Er 

ist und bleibt das Fundament einer erfolg-

reichen, nachhaltigen und sozialverträgli-

chen Energiewende. 

Der Aufbau der Wasserstoffwirtschaft 

muss dabei immer auch europäisch und 

international gedacht und koordiniert wer-

den. Deutschland wird im Rahmen der EU-

Ratspräsidentschaft diesen Prozess vo-

rantreiben und auf eine enge Verzahnung 

mit dem Europäischen Social Green Deal 

hinarbeiten. 

Die Sozialdemokratinnen und Sozialde-

mokraten verbinden ihre Eckpunkte mit 

der Aufforderung an Bundeswirtschaftsmi-

nister Peter Altmaier, endlich eine enga-

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

15 

gierte Nationale Wasserstoffstrategie vor-

zulegen. SPD-Fraktionsvize Matthias 

Miersch: „Der Entwurf wird von Woche zu 

Woche im Kabinett geschoben, weil der 

Bundeswirtschaftsminister auf der Bremse 

steht.“ 
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